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EINLEITUNG 

Die Wirtschaftskriminalität hat in der Bundesrepublik er-
schreckende Ausmaße angenommen. Ein nicht unerheblicher 
Teil dieser Straftaten wird von Immobilienmaklern, Bau-
trägern und Baubetreuern begangen. Die hierbei angerichte-
ten Schäden gehen in Einzelfällen in hohe Millionenbeträge1• 

Nicht selten gehören die· Geschädigten zu den sozial 
schwachen Bevölkerungsschichten. Neben den Großskandalen 
beschäftigten auch kleinere Streitigkeiten zwischen Unter-
nehmen dieser Art und ihren Kunden die Gerichte im Ver-
gleich zu anderen Branchen unverhältnismäßig oft2 • 

Die Wirtschaftsgüter, mit denen sich die genannten Berufe 
beschäftigen, stehen außerdem im Blickpunkt gesellschafts-
politischer Auseinandersetzungen. So ist es zu erklären, daß 
sich in der Offentlichkeit ein wachsendes Unbehagen über die 
Zustände auf diesen Märkten bemerkbar macht. Die aus 
standespolitischen Gründen um ihren Beruf besorgten Ver-
bände fordern daher seit Jahren ein eigenes Berufsgesetz3• 

Die Parteien des Bundestages haben sich, dem Druck der 
Offentlichkeit und der Verbände nachgebend, zu einem solchen 
Gesetz entschlossen'. 

Alle Entwürfe fordern vornehmlich ein staatliches Zu-
lassungsverfahren für diese Berufe5• Damit wird ein be acht-

1 Vgl. Franzen, C., Das Gewerbezulassungsgesetz tür Makler - eine 
zwingende Notwendigkeit zum Schutze der Allgemeinheit, in: Allgemeine 
Immobilien Zeitung, 1970, S. 37. 

2 Vgl. Knieper, R., Der Maklervertrag im System des BGB, in: NJW, 
1970, Heft 30, S. 1293. 

3 Vgl. Franzen, C., Das Gewerbezulassungsgesetz ... , S. 37 ff .. 

4 Dieses Gesetz ist am 21. 6. 1972 vom Deutschen Bundestag ver-
abschiedet worden. Die vorliegende Arbeit ist im April 1972 abgeschlossen 
worden und war dem Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen und 
dem Wirtschaftsausschuß des Bundestages vor Verabschiedung des Ge· 
setzes bekannt. 

5 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung, 
Bundestagsdrucksache . V!l2327, Bonn 1971, und: Gesetz zur Änderung der 
Gewerbeordnung, Bundestagsdrucksame V!l2566, Bonn 1971. Vgl. auch: 
Entwurf eines Immobilien- und Finanzierungstreuhändergesetzes (IFTG) , 
veröffentlicht vom Ring Deutscher Makler e. V. in Hamburg am 10. 12. 1969. 
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licher Eingriff in die Gewerbefreiheit geplant, von dem 
Signalwirkungen auch auf andere Branchen ausgehen können. 

Diese Ausgangslage gibt zweifachen Anlaß zu einer Studie. 
Zum einen reizen die beschriebenen Anzeichen nicht befriede-
gender Marktverhältnisse zu einer Untersuchung dieser wirt-
schafts- und gesellschaftspolitisch bedeutenden Branche. Zum 
anderen könnten mit einer Neuordnung dieser Berufe Tat-
sachen geschaffen werden, die auch die Entwicklung in anderen 
Bereichen unserer Wirtschaft beeinflussen würden. 

Aufgabe dieser Studie soll es sein, losgelöst von konkreten 
Gesetzentwürfen, am Beispiel einer gefährdeten Branche, die 
Notwendigkeit und die Möglichkeiten staatlicher Neurege-
lungen zu überprüfen. Hierzu sind Bewertungsmaßstäbe not-
wendig. Die Rechtfertigung jeder wirtschaftspolitischen Maß-
nahme setzt Wertsetzungen voraus6• Im folgenden werden 
Kriterien benutzt, die sich aus dem herrschenden wirtschafts-
politischen Ziel system herleiten lassen. 

Der Verbraucherschutz ist ein für die Studie wesentlicher 
Maßstab, denn die Schädigung des Verbrauchers hat die wirt-
smaftspolitisme Diskussion über diese Frage ausgelöst. Aum 
in den Begründungen der Gesetzentwürfe wird ausdrücklim 
hierauf Bezug genommen7• Der Verbraumer muß vor den 
noch zu schildernden Vermögenssmäden geschützt werden8• 

Da ein vollständiger Schutz ni mt möglim sein wird, soll es 
genügen, die Gefährdung der Kunden mindestens auf das 
durmschnittlime Maß anderer. Wirtsmaftsbereime zu ver-
kleinern. Dieser Zielerreimungsgrad wird im folgenden als 
ausreimender Verbraumersmutz bezeimnet. 

Das zweite Bewertungskriterium soll die ökonomisme 
Freiheit sein. "Freiheit im Rahmen der Marktprozesse ist nimt 
absolut, sondern relativ zu verstehen, sie kann nur bedeuten, 
daß jedem Teilnehmer ein gewisser ,Spielraum' gesimert 

6 Vgl. Hoppmann, E., .Neue WettbewerbspoIitik": Vom Wettbewerb 
zur staatlichen Mikrosteuerung, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und 
Statistik, Bd. 184, Stuttgart 1970, S. 397. 

Vgl. Bundestagsdrudcsache VI/2327, Vorblatt. 

8 Vgl. S. 36 H. 
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bleibt, in dem er nach eigenen Zielen und Wünschen selbst 
bestimmen kanns." Verschiebungen der Grenzen dieser Spiel-
räume, die den Wettbewerb verstärken, vergrößern die 
ökonomische Freiheit, Verschiebungen, die ihn beschränken, 
mindern sie. vVettbewerbsbelebende Maßnahmen im Hin-
blick auf dieses Ziel sind daher zu befürworten. Beschränkun-
gen des Wettbewerbs werden nur in Kauf genommen, wenn 
ein ausreichender Kundenschutz im obigen Sinne nicht anders 
verwirklicht werden kann. 

Weiterhin sind einige Nebenbedingungen zu beachten. Bei 
der Analyse der Mittel soll ihre Praktikabilität berücksichtigt 
werden. So sollen die Belastung der Verwaltung, die ent-
stehenden Kosten und auch die rechtliche Zulässigkeit nach 
Möglichkeit mit geprüft werden. Außerdem sollen die schon 
angeführten Signalwirkungen für andere Märkte nicht ver-
nachlä~sigt werden. 

Die Notwendigkeit neuer staatlicher Regelungen wird für 
drei verschiedene Berufe untersucht. Dies geschieht in einem 
ersten Hauptteil. Dabei sollen nicht nur die Verhältnisse dar-
gestellt, sondern auch die Ursachen unbefriedigender Zu-
stände ermittelt werden. So wird die Grundlage geschaffen, 
auf der im zweiten Teil der Vorschlag einer zielgerechten 
Neuregelung aufbauen kann. 

9 Vgl. Hoppmann, E., Neue Wettbewerbspolitik, S. 412. 


